
282 StPO besteht. Die Berufung, von der § 282 StPO 
spricht, ist eben nur eine gemäß § 281 StPO eingelegte 
und begründete Berufung. Eine Erklärung, die zwar 
vom Angeklagten als Berufung gemeint ist, nicht aber 
den Bestimmungen des § 281 StPO entspricht, deren 
Unzulässigkeit aus diesem Grunde vom Gericht fest­
gestellt wird, verliert dadurch mit rückwirkender Kraft 
alle rechtliche Wirkung. Ihre Verwerfung durch Ge­
richtsbeschluß gemäß § 284 StPO stellt gleichzeitig klar, 
daß keinerlei Hemmung der Rechtskraft eingetreten 
war. Der Zeitpunkt der Verwerfung des Rechtsmittels 
wegen Unzulässigkeit ist also für den Eintritt der 
Rechtskraft des Urteils bedeutungslos. Dies ergibt sich 
auch daraus, daß, wenn schon vor Ablauf der Berufungs­
frist die Berufung als unzulässig verworfen wird, der 
Mangel durch Einlegung eines formgerechten Rechts­
mittels innerhalb der Berufungsfrist geheilt werden 
kann. Man denke auch an den Fall, daß die Berufung 
eingelegt wird, obwohl der Angeklagte auf Berufung 
und der Staatsanwalt auf Protest verzichtet haben, das 
Urteil also bereits bei Einlegung der Berufung rechts­
kräftig war und diese deshalb als unzulässig verworfen 
Wird. Besonders in diesem Falle wird es klar, daß es 
falsch ist, den Eintritt der Rechtskraft erst zum Zeit­
punkt der Verwerfung der Berufung zu bescheinigen.

Im Gegensatz hierzu tritt die Rechtskraft erst mit 
dem Zeitpunkt der Verwerfung der Berufung ein, wenn 
diese wegen offensichtlicher Unbegründetheit geschieht.

II
HANS RANKE,
Präsident des Kammergerichts:

Es ist zu begrüßen, daß durch den Beitrag von P e t e r  
eine für die Praxis durchaus wichtige Frage — man 
denke z. B. an die Frage der Entscheidung über die 
Anerkennung der weiteren Untersuchungshaft — zur 
Diskussion gestellt wird. Die Gesetzlichkeit erfordert 
auch eine rechtseinheitliche Handhabung.

Man kann jedoch den Ausführungen Peters nicht zu- 
stimmen. Die Meinungsverschiedenheit zwischen dem 
Bezirksgericht und dem Kreisgericht beruht m. E. auf 
einer nicht genügend präzisen Fragestellung. Wie die 
Ausführungen von Peter zeigen, wird das Problem 
lediglich auf die Alternative eingeengt, ob nach § 282 
Abs. 1 StPO nur die rechtzeitige und formgerechte 
Einlegung des Rechtsmittels die Rechtskraft des an­
gefochtenen Urteils hemmt oder ob der Mangel der 
Form die Hemmungswirkung nicht besitzt. In den wei­
teren Ausführungen wird die Frage alsdann ausschließ­
lich darauf konzentriert, ob die Rechtskraft der erst­
instanzlichen Entscheidung mit dem Zeitpunkt des das 
Rechtsmittel als unzulässig verwerfenden Beschlusses 
des Bezirksgerichts oder rückwirkend mit dem Datum 
der erstinstanzlichen Entscheidung eintritt. In Wahr­
heit enthält die von Peter vertretene Auffassung aber 
die Frage, ob nach § 284 StPO der Eintritt der Rechts­
kraft bei Verwerfung wegen Unzulässigkeit des Rechts­
mittels zu einem anderen Zeitpunkt erfolgt als bei einer 
Verwerfung wegen offensichtlicher Unbegründetheit.

Für die Frage, in welchem Zeitpunkt der Eintritt der 
Rechtskraft bei Verwerfung des Rechtsmittels nach 
§ 284 StPO stattfindet, sind m. E. folgende Erwägungen 
entscheidend: § 282 StPO bestimmt, daß durch recht­
zeitige Einlegung des Rechtsmittels, des Protestes und 
der Berufung, die Rechtskraft des Urteils im Umfange 
seiner Anfechtung gehemmt wird. Das bedeutet, daß die 
Rechtskraftwirkungen des angefochtenen Urteils so 
lange nicht eintreten, bis durch eine über das Rechts­
mittel urteilende Entscheidung des höheren Gerichts der 
Eintritt der Rechtskraft herbeigeführt wird. Das Wesen 
des Rechtsmittels besteht ja bekanntlich darin, daß zur 
Gewährleistung der Gesetzlichkeit und Begründetheit 
gerichtlicher Entscheidungen im Wege der kritischen 
Überprüfung durch das höhere Gericht eine die Rechts­
kraft hemmende Wirkung herbeigeführt werden soll, um 
zu vermeiden, daß sich das erstinstanzliche Urteil etwa 
nachteilig auswirkt. Das Gesetz kennt deshalb auch nur 
bestimmte Ausnahmen, in denen die aufschiebende 
Wirkung eines eingelegten Rechtsmittels nicht eintritt, 
so z. B. die beschränkte Beschwerdewirkung gemäß 
§ 298 StPO. Die Einlegung des Protestes oder der Beru­
fung im Strafprozeß führt also zunächst dazu, daß alle 
Folgen, die sich aus der Rechtskraft eines Urteils erge­
ben, z. B. auch seine sofortige Vollstreckung, gehemmt 
sind. Diese Wirkung dauert so lange an, bis das zur

Entscheidung über das Rechtsmittel berufene Gericht 
der höheren Instanz entschieden hat. An dieser Wir­
kung wird auch durch die Tatsache nichts geändert, 
daß § 282 StPO die Hemmungswirkung an die recht­
zeitige Einlegung des Rechtsmittels knüpft. Bevor nicht 
eine Entscheidung des höheren Gerichts darüber ergan­
gen ist, ob das Rechtsmittel begründet oder unbegrün­
det, zulässig oder unzulässig war, können die Rechts­
kraftwirkungen nicht eintreten und kann z. B. eine 
Vollstreckung nicht erfolgen. Die Rechtskraft tritt be­
kanntlich erst mit dem Ablauf der Rechtsmittelfrist ein, 
und die Partei kann durch das Einlegen des Rechts­
mittels bis zur rechtskräftigen Entscheidung der zwei­
ten Instanz das Aufschieben der Folgen der Rechtskraft 
herbeiführen. Kommt das Rechtsmittelgericht bei seiner 
Prüfung der Sache zu der Feststellung, daß die Erfor­
dernisse der Zulässigkeit des Rechtsmittels fehlen 
(Rechtsmittelfrist und Rechtsmittelform), so hat es die 
Berufung oder den Protest als „unzulässig“ zu verwer­
fen. Ergeht ein solcher Beschluß über die Verwerfung 
des unzulässigen Rechtsmittels, so wird damit ausge­
sprochen, daß durch die Einlegung des Rechtsmittels 
eine Hemmung der Rechtskraft des angefochtenen Ur­
teils nicht eingetreten ist. Dieser Ausspruch kann jedoch 
m. E. nur die Bedeutung haben, daß das Nichteintreten 
der Rechtskrafthemmung erst vom Zeitpunkt der zwei­
ten richterlichen Entscheidung an datiert, nicht aber auf 
den Zeitpunkt des ersten Urteils zurückbezogen werden 
kann. Die Rechtskraft des ersten Urteils tritt in jedem 
Falle der Verwerfung wegen Unzulässigkeit in dem 
Zeitpunkt ein, in dem das Rechtsmittelgericht die Ver­
werfung ausspricht, m. a. W. für die Frage des Zeit­
punkts des Eintritts der Rechtskraft und des im Rechts­
kraftattest aufzunehmenden Datums kommt es auf den 
Zeitpunkt der rechtskräftigen Verwerfung durch das 
Rechtsmittelgericht an, dessen Entscheidung „ex nunc“ 
und nicht „ex tune“ wirkt. Das ergibt sich meiner An­
sicht nach aus folgender Überlegung: die rechtskräftige 
Verwerfung des Rechtsmittels hat nicht — wie dies z. B. 
für den Zivilprozeß von der bürgerlichen Prozeßrechts­
lehre in dem Kommentar von Stein-Jonas (§ 705 
Anm. II 2) behauptet wird — die Wirkung, daß mit dem 
Verwerfungsbeschluß festgestellt wird, daß die Hem­
mung der Rechtskraft von Anfang an nicht eingetreten 
war, sondern der Verwerfungsbeschluß selbst (und nur 
er) führt erst den Eintritt der Rechtskraft herbei. 
Eine andere Auffassung ist m. E. mit dem Wesen des 
prozessualen Instituts des Rechtsmittels und mit den 
Rechtskraft als wichtigen prozessualen Einrichtungen 
der Gewährleistung der Gesetzlichkeit unvereinbar. Die 
hier vertretene Meinung wird auch nicht durch den 
Hinweis auf den Wortlaut des § 282 StPO widerlegt, da 
in ihm über den Z e i t p u n k t  des Eintritts der Rechts­
kraft nichts ausgesagt wird. Es ist deshalb verfehlt, 
wenn nach der Auffassung von Peter ein Unterschied 
zwischen dem nicht rechtzeitig eingelegten Rechtsmittel 
und dem formfehlerhaften Rechtsmittel gemacht wird. 
Nach der hier vertretenen Auffassung ist die Rechtslage 
in beiden Fällen die gleiche.

Hinsichtlich des Zeitpunkts des Eintritts der Rechts­
kraft besteht deshalb auch kein. Unterschied zwischen 
dem wegen Unzulässigkeit und dem wegen offensicht­
licher Unbegründetheit nach § 284 StPO verworfenen 
Rechtsmittel. Auch die Erfahrungen der Praxis be­
gründen keine Bedenken gegen eine solche Auslegung 
und Anwendung der gesetzlichen Vorschrift. Man könnte 
einwenden, daß die vom Kreisgericht vertretene An­
sicht vom erzieherischen Gesichtspunkt aus zu unter­
stützen sei, weil sie zur Beachtung der Fristen, der 
Vermeidung verspäteter Rechtsmittel und damit zur 
Durchsetzung der Beschleunigungsmaxime beiträgt. 
Dieses Argument kann jedoch meiner Meinung nach 
gegenüber dem gewichtigeren Argument, das von der 
Bedeutung und Wirkung der zweitinstanzlichen Ent­
scheidung des höheren Gerichts ausgeht, nicht überzeu­
gen. Man kann bei Beschlüssen gemäß § 284 StPO daher 
nur zu einer einheitlichen Beurteilung in der Frage des 
Eintritts der Rechtskraft gelangen.

Bei Urteilen, die einer Anfechtung durch Protest und 
Berufung überhaupt nicht fähig sind, wie z. B. die Ent­
scheidungen der Bezirksgerichte in zweiter Instanz und 
die Entscheidungen des Obersten Gerichts, tritt natür­
lich die Rechtskraft immer sofort ein. Eine Hemmung 
ist hier schlechthin ausgeschlossen. Sie kann hier also 
auch nicht durch ein etwaiges, irrtümlich eingelegtes
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